
TEIL A: PLANZEICHNUNG
5. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE

GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB Stellplätze sind im gesamten Plangebiet sowohl 
innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

6. VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN-
DE BZW. NUR EINGESCHRÄNKT NUTZ-
BARE FLÄCHEN; SCHUTZSTREIFEN 
ERDUNGSANLAGE

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB Siehe Plan.
Die deckungsgleich mit dem Schutzstreifen, 2 m 
beidseits, entlang der Erdungsanlage liegende 
Flächen sind mit Leitungsrechten zugunsten der 
Creos Deutschland GmbH als Versorgungsträger zu 
belasten.
Es wurde eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit 
mit folgendem Inhalt eingetragen: 
„Dauernde Beschränkung dahin, dass die Creos 
Deutschland GmbH berechtigt ist, in einem 
Grundstücksstreifen von 2m Breite (Schutzstreifen) 
eine Erdungsanlage mit Kabeln und Zubehör 
(Anlagen) zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten, 
instand zu setzen und dauerhaft zu belassen und das 
Grundstück zum Zwecke des Baues, des Betriebes, 
der Unterhaltung und Instandsetzung der Anlagen 
jederzeit zu benutzen. 
Auf dem Schutzstreifen des in Anspruch genomme-
nen Grundstücks dürfen für die Dauer des Bestehens 
der Anlagen keine Gebäude errichtet oder sonstige 
Einwirkungen vorgenommen der geduldet werden, 
die den Bestand, den Betrieb, die Unterhaltung und 
Instandsetzung der Anlagen beeinträchtigen oder 
gefährden. Die Außengrenzen des Schutzstreifens 
werden bestimmt durch die Lage der Erdungsanlage, 
deren Achse grundsätzlich unter der Mittellinie des 
Schutzstreifens liegt. 
Die Ausübung der Dienstbarkeit kann einem Dritten 
überlassen werden.“
Nach Zustimmung des Leitungsbetreibers kann eine 
Bebauung des Schutzstreifens erfolgen (s. ergänzend 
hierzu auch Hinweise). 

Die Bauverbotszone nach § 22 LStrG (20m, gemessen 
vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn) ist ein-
zuhalten.
Innerhalb der Bauverbotszone entlang der L 356 dür-
fen Ver- und Entsorgungs- bzw. sonstige Leitungen 
nur mit der ausdrücklichen Zustimmung des LBM ver-
legt werden. Bepflanzungeninnerhalb dieses Berei-
ches sind ebenfalls mit dem LBM abzustimmen.
Zur L 356 werden aus Verkehrssicherheitsgründen 
keine weiteren direkten Zufahrten (außer der vor-
handenen Zufahrt bei ca. Station 0,500) zugelassen.
Die Verkehrssicherheit darf auch in sonstiger Weise 
(z.B. Ablenkung oder Blendeinwirkung durch Werbe-
anlagen oder Industrie, Anlagen mit Rauch- oder 
Nebelbildung) nicht gefährdet werden. Das Errichten 
von Werbeanlagen bedarf innerhalb einer Entfernung 
von 40 Metern zum befestigten Fahrbahnrand der 
L 356 (Baubeschränkungszone) der Zustimmung 
der Straßenbaubehörde. Dies gilt ebenfalls für die 
Errichtung, wesentlichen Änderung oder wesent-
lichen andersartigen Nutzung von baulichen Anlagen 
(vgl. § 23 Abs. 1 LStrG).

7. ÖFFENTLICHE VERKEHRSFLÄCHE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan. 

8. VERSORGUNGSFLÄCHEN / -ANLAGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB

I.V.M. § 14 ABS. 2 BAUNVO Nebenanlagen, die der Versorgung des Gebietes mit
Elektrizität und / oder der E-Mobilität die-
nen, sind innerhalb des Geltungsbereichs des 
Plangebietes, auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig, auch soweit für sie 
keine besonderen Flächen festgesetzt sind.

9. FLÄCHE FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, 
ZWECKBESTIMMUNG ELEKTRIZITÄT 

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB Siehe Plan. 
Die Trafostation „SP Miesau Pfühlstraße 48“ wird 
gem. ihrer Lage in den Bebauungsplan aufgenom-
men und festgesetzt. 

10.  UNTERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG 
HIER: ERDUNGSANLAGE 

 GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 BAUGB Siehe Plan.
Der Verlauf der Erdungsanlage der Creos Deutsch-
land GmbH wird gem. ihrer Lage als unterirdische 
Leitung in den Bebauungsplan aufgenommen und 
festgesetzt.

11. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB Flächen, die nicht als Stellplätze, Zufahrten, 

Lagerflächen oder Wege benötigt werden, sind unver-
siegelt zu belassen und vegetativ anzulegen. Diese 
Flächen sind mit gebietseinheimischen 
Saatgutmischungen oder Gehölzen (Bäume und 
Sträucher) zu bepflanzen. 
Bei Gehölzen ist die regionale Herkunft 
„Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben“ 
(Region 4) nach dem „Leitfaden zur Verwendung 
gebietseigener Gehölze“ (BMU, Januar 2012) sicher-
zustellen. Bei Saatgutmischungen ist darauf zu ach-
ten, dass es sich um zertifiziertes Regio-Saatgut aus 
dem Ursprungsgebiet „Oberrheingraben mit 
Saarpfälzer Bergland“ (UG 9) bzw. „Rheinisches 
Bergland“ (UG 7) handelt.
Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen 
Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen 
(Schottergärten), sind nicht zulässig. Wasserdichte 
oder nicht durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, 
Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit Wasser 
gefüllten Flächen zulässig. Mineralische 
Splitabdeckungen ohne zusätzliches Vlies und Folie, 
die sich z.B. trockenresistenten und insektenfreundli-
chen Beeten oder Gartenanlagen unterordnen, sind 
erlaubt.

Aus klimatischen Gründen werden bei Pflanzungen 
die folgenden trocken- / hitzetoleranten Sorten emp-
fohlen:

Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
Feldahorn (Acer campestre)
Großlaubige Mehlbeere (Sorbus aria)
Silberlinde (Tilia tomentosa)
Spitzahorn (Acer platanoides)
Winter-Linde / Amerikanische Stadtlinde (Tilia cor-
data)
Vogelkirsche (Prunus avium)
Hochstämmige Obstbäume

Geeignete Sorten von hochstämmigen Obstbäumen 
sind ausführlich in der Broschüre „Obstsorten für 
den Streuobstbau in Rheinland-Pfalz“ (2003) (http://
rlp.nabu.de/imperia/md/images/rlp/umwelt/streu-
obst.pdf), in der Liste mit empfehlenswerten Apfel- 
und Birnensorten des Verbandes der Gartenbauver-
eine Saarland (www.gartenbauvereine.de/
saarland_rheinland-pfalz/index.php/streuobstsorten) 
und in der Broschüre „Apfelsorten im Saarland“ des 
für Umwelt zuständigen Ministeriums des Saarlandes 
beschrieben.
Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal verpflanzt, 
mind.14-16 cm Stammumfang (StU) gemessen in 1 
m Höhe.

Beleuchtungen an Straßen und Wegen, Außenbe-
leuchtungen baulicher Anlagen und Grundstücke so-
wie beleuchtete oder lichtemittierende Werbeanlan-
gen sind i.S.d. § 41a BNatschG technisch und konst-
ruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen 
und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild le-
bender Arten vor nachteiligen Auswirkungen durch 
Lichtimmissionen geschützt sind.

Im Fall von Sanierungs- oder Erweiterungsmaßnah-
men sind die artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände n. §§ 19 und 44 BNatSchG zu beachten, was 
i.d.R. eine Prüfung der Gebäude auf Gebäudebrüter 
und übertagende Fledermäuse vor Baubeginn be-
inhaltet.

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§ 8 BAUNVO

Siehe Plan.

1.1 GEWERBEGEBIET (GE)

zulässig sind:

 ausnahmsweise zulässig sind:

nicht zulässig sind:

Siehe Plan.

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO

1. Gewerbebetriebe aller Art einschließlich Anlagen 
zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer 
Strahlungsenergie oder Windenergie, Lagerhäuser, 
Lagerplätze und öffentliche Betriebe,

2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude.

Gem. § 8 Abs. 3 BauNVO

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschafts-
personen sowie für Betriebsinhaber, die dem 
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber 
in Grundfläche und Baumasse untergeordnet 
sind.

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO

1. Anlagen für sportliche Zwecke,
2. Tankstellen (vom Ausschluss ausgenommen sind 

betriebseigene unselbstständige Tankstellen).

Gem. §  8 Abs.  3 BauNVO i.V.m. §  1 Abs.  6 Nr.  1 
BauNVO

1. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 
gesund heitliche Zwecke,

2. Vergnügungsstätten.

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 
9 BauNVO Einzelhandelsbetriebe, hierzu gehören 
auch Läden mit Geschäfts- und Verkaufsflächen für 
Sexartikel (Sexshops und Videotheken) und sonsti-
ge Gewerbebetriebe, in denen sexuelle Tätigkeiten 
gewerblich ausgeübt oder angeboten werden 
(Bordelle bzw. bordellähnliche Betriebe einschließlich 
Wohnungsprostitution).

Unzulässig sind weiterhin gem. § 8 Abs. 2 Nr. 1 
BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO 
Werbeanlagen, welche sich nicht an der Stätte der 
Leistung befinden.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO Siehe Plan. 

Die maximal zulässige Höhe der baulichen und sons-
tigen Anlagen wird auf 12,0 m festgesetzt. 

Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe der baulichen und sonstigen Anlagen ist die 
Gebäudeoberkante (GOK). Die Gebäudeoberkante 
wird definiert durch den höchstgelegenen Abschluss 
einer Außenwand oder den Schnittpunkt zwischen 
Außenwand und Dachhaut (Wandhöhe) oder der 
Schnittpunkt zweier geneigter Dachflächen (Firsthöhe)

Unterer Bezugspunkt für die maximale Höhe bau-
licher und sonstiger Anlagen ist die Oberkante der  
nächstgelegenen angrenzenden Verkehrsfläche der 
Pfühlstraße bzw. der Hütschenhauser Straße, gemes-
sen an der straßenseitigen Gebäudemitte.

Die zulässige Gebäudeoberkante kann durch unter-
geordnete Bauteile (techn. Aufbauten etc.) auf max. 
10 % der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 1,5 
m überschritten werden.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der 
zum Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile 
kann die zulässige Gebäudeoberkante weiter über-
schritten werden.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO Siehe Plan. 

Die Grundflächenzahl (GRZ 1) wird gem. § 9 Abs. 1 
Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO im GE 
1 - GE 4 auf 0,8 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die 
Grundflächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. bauliche Anlagen unterhalb der 

Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festge-
setzte GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren 
Zufahrten, durch Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO und durch bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird, (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 
BauNVO) in GE 1 und GE 2 bis zu einer GRZ 2 von 
1,0 und in GE 3 bis zu einer GRZ 2 von 0,9 über-
schritten werden. In GE 4 ist keine Überschreitung 
zulässig. 

2.3 GESCHOSSFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird GE 1- GE 4  gem. 
§ 20 Abs. 2 BauNVO auf 0,8 festgesetzt.

2.4 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO Siehe Plan. 

Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß 
festgesetzt. 

3. BAUWEISE
GEM.  § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO Siehe Plan.

Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 4 BauNVO eine 
abweichende Bauweise (a) festgesetzt. Demnach 
sind auch Gebäude mit einer Länge von über 50 m 
zulässig. 

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO Siehe Plan. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.
(Zur Bebaubarkeit des Leitungsschutzstreifens siehe 
Festsetzung zu Schutzstreifen Erdungsanlage)
Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
sind untergeordnete Nebenanlagen und 
Einrichtungen (§  14 BauNVO) insbesondere Lager, 
und Lagerflächen zulässig, die dem Nutzungszweck 
der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder 
des Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind 
oder zugelassen werden können.
Zu untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen 
gehören auch Anlagen zur Erzeugung von Strom oder 
Wärme aus erneuerbaren Energien. 

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB I.V.M. BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 08. Dezember 2022 
(BGBI. I S. 2240).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
409).

• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert 
durch Artikel 11 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Ju-
li 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202).

• Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) in 
der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zuletzt 

geändert durch das Gesetz vom 07. Dezember 
2022 (GVBl. S. 403).

• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 24. Mai 2023 (GVBl. S. 133).

• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landesna-
turschutzgesetz - LNatSchG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 
283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2005 
(GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 
1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 28. September 2021 (GVBl. S. 
543).

• Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08. April 2022 (GVBl. S. 118).

• Landesgesetz zur Installation von Solaranlagen 
(Landessolargesetz - LSolarG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. September 2021 (GVBl. 
S. 550), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 22. 
November 2023 (GVBl. S. 367).

• Landesverordnung zur Durchführung des Landes-
solargesetzes (LSolarGDVO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Dezember 2022 (GVBl. S. 
484)

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Verfahren
• Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. Die Vorschriften des 

§ 13 BauGB finden entsprechend Anwendung. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind und der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. 

• Der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Pfühlstraße - 2. Änderung“ ersetzt in seinem Geltungsbereich den 
rechtskräftigen Bebauungsplan „Gewerbegebiet Pfühlstraße - 1. Änderung “ aus dem Jahr 1993.

Lärmschutz
• Da kein Nachtbetrieb stattfindet, wurde in der schalltechnischen Untersuchung ausschließlich der Beurtei-

lungszeitraum Tag (6 Uhr bis 22 Uhr) untersucht. 

Artenschutz
• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzumtrieb-

splantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere 
Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock zu set-
zen. 

Bodenschutz, Altlast, Altablagerung
• Der bei Bauarbeiten anfallende Oberboden (Mutterboden) ist schonend zu behandeln und einer sinnvollen 

Folgenutzung zuzuführen. Auf § 202 BauGB „Schutz des Mutterbodens“ wird verwiesen.
• Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen DIN-Vorschriften (z. B. DIN 4020 und 

1054, DIN EN 1997-1 und -2) zu berücksichtigen. 
• Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind hier keine Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bo-

denveränderungen oder Verdachtsflächen bekannt ( nachsorgender Bodenschutz).
• Sofern Erkenntnisse über abgelagerte Abfälle (Altablagerungen), stillgelegte Anlagen, bei denen mit umwelt-

gefährlichen Stoffen umgegangen wurde (Altstandorte) oder gefahrverdächtige Beeinträchtigungen der Bo-
denfunktionen wie z.B. Schadstoffverunreinigungen, Bodenverdichtungen oder -erosionen (Verdachtsflächen 
bzw. schädliche Bodenveränderungen) vorliegen, sollten diese auf ihre Umweltauswirkungen (Gefährdungs-
pfade Boden, Wasser, Luft) hin überprüft werden.

Vorschriften zu erneuerbaren Energien
• Es sind die Pflichten zur Installation von Photovoltaikanlagen für gewerblich genutzte Neubauten gem. § 2 

Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 4 Abs. 1, sowie gewerblich genutzte Parkplätze gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 5 Abs. 1 des 
Landesgesetzes zur Installation von Solaranlagen (Landessolargesetz - LSolarG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 30. September 2021 (GVBl. 2021, 550), unter Berücksichtigung der jeweils geltenden Ände-
rungen zu beachten.  

• Ferner sind die zum Zeitpunkt der Antragsstellung auf Baugenehmigung oder Genehmigungsfreistellung je-
weils geltenden Vorschriften zur Installation erneuerbarer Energien zu beachten, welche über die Vorgaben 
dieses Bebauungsplans hinausgehen können. 

Denkmalschutz
• Es gilt allgemein die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht für archäologische Funde bzw. Befunde 

gem. § 16 - 21 DSchG Rheinland-Pfalz.
• Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die §§ 17 und 18 des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) 

vom 23.3.1978 (GVBI., 1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 
(GVBI. S. 543), hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, archäologische Fund unverzüglich zu mel-
den, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust 
zu sichern. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch 
nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE. Sollten wirklich archäologische Objekte an-
getroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit 
Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heuti-
gen archäologischen Forschung entsprechend durchführen können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen 
zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger 
finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich.

• Außerdem wird darauf hingewiesen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler 
(wie Grenzsteine) befinden können. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen von 
Planierungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt werden.

Starkregen, Entwässerung  
• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund von 

Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücks-
gestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Der Grad der Gefährdung durch Starkregenereig-
nisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer Daten näher zu untersuchen. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG 
ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz 
vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen. 

• Auf die Sturzflutgefahrenkarten und die Ausführungen in der Begründung wird verwiesen.

HINWEISE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 57-63 Landeswassergesetz)

• Bei der Neuerrichtung von Gebäuden sind die Neubauten im Trennsystem zu entwässern. 

• Schmutzwasser ist in die vorhandenen Kanäle einzuleiten. 

• Nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück zurückzuhalten, zu nutzen oder 
zu versickern (z.B. über eine Zisterne). 

• Bei dem jeweiligen Volumen für die Rückhaltungen (Versickerungs- / Mulden, Becken, Zisternen u. ä.) sollten 
mindestens 50l/m2 angeschlossener abflusswirksamer Fläche vorgehalten werden. Weiterhin ist zur Reduzie-
rung des Oberflächenwasserabflusses bei befestigten Flächen (z. B. Parkplätze, Wege etc.) - soweit es die 
Nutzung zulässt - die Verwendung von wasserdurchlässigen Materialien zu berücksichtigen.

• Bei der Konzeption der Oberflächenentwässerung ist unter Berücksichtigung des ökologischen Aspektes 
insbesondere aber auch im Hinblick auf die im Bebauungsplan angeführten vorhandenen geringen 
Kanalkapazitäten darauf zu beachten, dass aus dem Verfahrensgebiet nur überschüssiges Oberflächen-
wasser über einen Notüberlauf dem öffentlichen Kanalsystem zugeführt wird.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 Abs. 6 LBauO)

• Im Plangebiet ist ein Pylon, eine Fahne bzw. eine Stele bis zur Höhe der angrenzenden Gebäudeoberkante 
(GOK) zulässig. Unzulässig sind Wechselbild-Werbeanlagen, blinkende Leuchtreklamen sowie zeitweise und 
sich ständig bewegende Werbeanlagen. Werbeanlagen in Form von Wandtafeln am Gebäude sind zulässig.
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PLANGEBIET

12.  MASSNAHMEN FÜR ERNEUERBARE 
ENERGIEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 23 B BAUGB Innerhalb des Plangebietes sind bei Neubauten auf 
mindestens 50 % der Dachflächen von Gebäuden so-
wie überdachten Lager-, Ausstellungs- und Abstellflä-
chen Photovoltaikanlagen zu errichten. Dies gilt auch 
für die Dachflächen sonstiger baulicher Anlagen wie 
Carports, Garagen und Nebengebäuden mit einer Flä-
che von jeweils mehr als 30 m2.

Die mindestens zu errichtende Fläche von Photovolta-
ikanlagen kann auch auf nur einer oder mehreren 
baulichen Anlagen errichtet werden, wenn sicherge-
stellt ist, dass insgesamt eine Fläche errichtet wird, 
die 50 % der Dachflächen auf dem Baugrundstück 
entspricht.

13.  VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR 
SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN 
IM SINNE DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB Unter der Voraussetzung, dass die im Gutachten der 
TÜV Rheinland Energy GmbH zugrunde gelegten Ge-
räuschvorgänge und definierten Gesamtgeräuschim-
missionen Bestand haben, wird festgesetzt:

Bei der Errichtung von baulichen Anlagen (z.B. Lager-
regal, Überdachung) an der westlichen Grenze in 
Richtung Wohngebäude sind die Rückwände ge-
schlossen auszuführen. Die Höhe der Wände muss 
mindestens 2.5 m und im Bereich von Überdachun-
gen mindestens 3 m betragen. Die zu den Schallquel-
len gelegenen Innenwände sind absorbierend auszu-
führen.

Ergeben sich im Rahmen des Baugenehmigungsver-
fahrens in Abhängigkeit von der Lage und Stellung 
der Baukörper demgegenüber geringere oder andere 
Anforderungen an den Schallschutz, sind Ausnahmen 
von der Festsetzung möglich.

14.  ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, 
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB Je 8 oberirdische Stellplätze ist ein standortgerechter 
mittel- bis großkroniger Laubbaumhochstamm (3xv, 
Stammumfang 14 - 16 cm) zu pflanzen und dauer-
haft zu erhalten. Ausfälle sind durch gleichartige 
Bäume zu ersetzen. Diese Festsetzung gilt nur bei der 
Neuanlage von Stellplätzen.

Aus klimatischen Gründen werden bei Pflanzungen 
die folgenden trocken- / hitzetoleranten Sorten emp-
fohlen:

Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
Feldahorn (Acer campestre)
Großlaubige Mehlbeere (Sorbus aria)
Silberlinde (Tilia tomentosa)
Spitzahorn (Acer platanoides)
Winter-Linde / Amerikanische Stadtlinde (Tilia cor-
data)
Vogelkirsche (Prunus avium)
Hochstämmige Obstbäume

Geeignete Sorten von hochstämmigen Obstbäumen 
sind ausführlich in der Broschüre „Obstsorten für 
den Streuobstbau in Rheinland-Pfalz“ (2003) (http://
rlp.nabu.de/imperia/md/images/rlp/umwelt/streu-
obst.pdf), in der Liste mit empfehlenswerten Apfel- 
und Birnensorten des Verbandes der Gartenbauver-
eine Saarland (www.gartenbauvereine.de/
saarland_rheinland-pfalz/index.php/streuobstsorten) 
und in der Broschüre „Apfelsorten im Saarland“ des 
für Umwelt zuständigen Ministeriums des Saarlandes 
beschrieben.
Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal verpflanzt, 
mind.14-16 cm Stammumfang (StU) gemessen in 1 
m Höhe.

15. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan.

VERFAHRENSVERMERKE
• Der Gemeinderat hat am __.__.____ die Einlei-

tung des Verfahrens zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Pfühlstraße - 
2. Änderung“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustel-
len, wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntge-
macht (§ 2 Abs.1 BauGB).

 Bruchmühlbach-Miesau, den __.__.____

 ________________

Der Ortsbürgermeister   

• Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird gem. 
§  13a BauGB (Bebauungspläne der 
Innenentwicklung) im beschleunigten Verfahren 
durchgeführt. Gem. § 13a Abs. 3 und 4 BauGB 
wird eine Umweltprüfung nicht durchgeführt.

• Die Vorbereitung und Durchführung der Verfah-
rensschritte nach den §§ 2a bis 4a BauGB wur-
den gem. § 4b BauGB an die Kernplan GmbH 
übertragen.

• Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 
__.__.____ den Entwurf gebilligt und die Veröf-
fentlichung des Bebauungsplanes im Internet, in-
klusive einer Auslegung beschlossen (§  13a 
BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB). 

• Der Entwurf des Bebauungs planes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, wurde in der Zeit 
vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ 
im Internet veröffentlicht und zur Ansicht und 
zum Herunterladen bereitgehalten  (§ 13a BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB). Zusätzlich fand eine öf-
fentliche Auslegung statt.

• Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet 
und der Auslegung wurden mit dem Hinweis, 
dass Stellungnahmen während der Veröffentli-
chungsfrist von jedermann elektronisch per Mail, 
oder bei Bedarf schriftlich oder zur Niederschrift 
abgegeben werden können und dass nicht frist-
gerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan unbe-
rücksichtigt bleiben können, am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 13a BauGB i.V.m. 
§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom __.__.____ von der Veröf-
fentlichung im Internet / Auslegung elektronisch 
benachrichtigt (§  13a BauGB i.V.m.  § 3 Abs. 2 
BauGB und §  4 Abs.  2 BauGB und § 2 Abs. 2 
BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Während der elektronischen Beteiligung, Veröf-
fentlichung im Internet / Auslegung gingen sei-
tens der Öffentlichkeit, der Behörden und der 
sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der 
Nachbargemeinden Anregungen und Stellung-
nahmen ein. Die Abwägung der vorgebrachten 
Bedenken und Anregungen erfolgte durch den 
Gemeinderat am __.__.____. Das Ergebnis 
wurde denjenigen, die Anregungen und Stellung-
nahmen vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 
Satz 6 BauGB). 

• Der Gemeinderat hat am __.__.____ den Be-
bauungsplan als Satzung beschlossen (§  10 
Abs.  1 BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung.

• Der Bebauungsplan wird hiermit als Satzung aus-
gefertigt.

 Bruchmühlbach-Miesau, den __.__.____

 ________________

Der Ortsbürgermeister  

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 
1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechts-
folgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen wor-
den.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan, bestehend aus der Plan zeich nung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung, 
in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Bruchmühlbach-Miesau, den __.__.____

 ________________

Der Ortsbürgermeister  
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Creos Deutschland GmbH 
• Durch das Plangebiet verläuft eine Erdungsanlage der Creos Deutschland GmbH. Die „Anweisung zum Schutz 

von Gashochdruckleitungen“ der Creos Deutschland GmbH in der jeweilig gültigen Fassung sind zu beachten. 
Bei allen Tätigkeiten ist immer der sichere und störungsfreie Betrieb der Anlagen der Creos Deutschland GmbH 
zu gewährleisten. Im Bereich des Schutzstreifens von Gashochdruckleitungen sind Baumaßnahmen grund-
sätzlich nicht zulässig. Bei Kreuzungen und Parallelführungen von Ver- und Entsorgungsleitungen ist vor Bau-
beginn eine detaillierte technische Abstimmung mit der Creos Deutschland GmbH vorzunehmen. Besonders 
zu beachten ist, dass zur Sicherheit der Gasversorgung und um eine Gefährdung auf der Baustelle auszu-
schließen, im Schutzstreifenbereich der Gashochdruckleitungen Arbeiten nur nach vorheriger Einweisung 
durch einen Beauftragten der Creos Deutschland GmbH ausgeführt werden dürfen. Die Lagerung von Material 
und Aushub innerhalb des Schutzstreifens bedarf der vorherigen Zustimmung. Das Befahren bzw. Überqueren 
des Schutzstreifens mit schweren Fahrzeugen ist im Vorfeld mit dem Beauftragten der Creos Deutschland 
GmbH abzustimmen. Gegebenenfalls sind zusätzliche Sicherheitsvorkehrungen zu treffen. Die Aufstellung von 
Krananlagen und anderen schweren Geräten muss grundsätzlich außerhalb des Schutzstreifens erfolgen. Die 
Gashochdruckleitungen der Creos Deutschland GmbH und mit ihr verbundene metallische Anlagen können, 
auf Grund von Hochspannungsbeeinflussung durch Leitungen Dritter unter elektrischer Spannung stehen. Es 
besteht die Gefahr eines elektrischen Stromschlages bei Berührung der Leitungen. Es sind entsprechende 
Schutzmaßnahmen für Mitarbeiter/innen und die Mitarbeiter/innen der Dienstleister zu treffen. Die Creos 
Deutschland GmbH weist besonders darauf hin, dass die Zustimmung für Arbeiten im Leitungsbereich unter 
Beifügung von Plänen (Lagepläne, Grundrisse, Querprofile usw.) rechtzeitig, mindestens jedoch 20 Werktage 
vor Beginn der Arbeiten, bei der Creos Deutschland GmbH schriftlich zu beantragen ist. 

Bundeswehr
• Es wird darauf hingewiesen, dass Beschwerden und Ersatzansprüche, die sich auf die vom Flugplatz/ Flugbe-

trieb ausgehenden Emissionen wie Fluglärm etc. beziehen, nicht anerkannt werden können.
• Die Aufstellung von Bauhilfsmitteln wie Kräne oder vergleichbare Gerätschaften, als temporäre Luftfahrthin-

dernisse innerhalb eines Bauschutzbereichs militärischer Flugplätze in Deutschland, ist rechtzeitig (mindestens 
3 Wochen vor geplanter Aufstellung) bei der militärischen Luftfahrtbehörde zu beantragen: Luftfahrtamt der 
Bundeswehr Referat 1 d Postfach 90 61 10 / 529 51127 Köln-Wahn Mail: LufABw1dBauschutz@Bundeswehr.
org. Auflagen zur Errichtung von Bauhilfsmitteln sind möglich.

Fassadenbegrünung
• Eine Fassadenbegrünung an den geschlossenen Wandflächen neuer Hallen wird empfohlen.

Bergbau
• Grundsätzlich empfiehlt  das Landesamt für Geologie und Bergbau bei Neubauvorhaben objektbezogene 

Baugrunduntersuchungen bzw. die Einschaltung eines Baugrundberaters / Geotechnikers. Die einschlägigen 
DIN-Normen, wie z.B. DIN 1054 und DIN 4020 und DIN EN 1997-1 und -2, sind zu beachten. Bei allen Boden-
arbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen.

• Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologischen Untersuchung spätes-
tens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) 
anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht 
das Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen RheinlandPfalz unter https://geoldg.
lgb-rlp.de zur Verfügung. Die Übermittlungspflicht obliegt dem Antragsteller bzw. seinem Beauftragten.

Schutz von Versorgungseinrichtungen/ Koordination von Erschließungs- und Baumaßnahmen
• Im Plangebiet befinden sich ober- und unterirdische Stromversorgungseinrichtungen, die in der Planzeichnung 

teilweise nicht ausgewiesen sind. Die tatsächliche Lage dieser Versorgungseinrichtungen ergibt sich allein aus 
der Örtlichkeit. Das Erfordernis von Maßnahmen zur Sicherung/Änderung dieser Versorgungseinrichtungen im 
Zusammenhang mit Erschließungs- und Baumaßnahmen ist frühzeitig mit dem Leitungsbetreiber abzuklären. 
Der Träger der Versorgung des Plangebiets mit elektrischer Energie ist für Planung und Bau zur Erweiterung/
Anpassung des bestehenden Leitungsnetzes frühzeitig über den Beginn und Ablauf der Erschließungs- und 
Baumaßnahmen zu unterrichten. Bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern im Bereich 
unterirdischer Versorgungsleitungen sind die Abstandsvorgaben der geltenden technischen Regelwerke (z.B. 
„Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen und Ver-
kehrswesen) zu beachten. Bei Nichteinhaltung der dort angegebenen Abstandsvorgaben sind auf Kosten des 
Verursachers, in Absprache mit dem jeweiligen Versorgungsträger, geeignete Maßnahmen zum Schutz der 
Leitungen (z.B. Einbau von Trennwänden) zu treffen.

• Über das Plangebiet verläuft außerdem eine Richtfunkstrecke der Pfalzwerke Netz AG, die in der Planzeichnung 
nicht ausgewiesen ist, da für die im Plangebiet gemäß Nutzungsschablonen der Planzeichnung festgesetzten 
maximalen Höhen keine Beeinflussungen zu erwarten sind. Über diese Höhe hinausgehende Einrichtungen, 
auch wenn diese zeitlich nur begrenzt aufgestellt werden sollten, bedürfen im Einzelfall der vorherigen Prü-
fung, ob sich hierdurch eine Beeinflussung der Richtfunkstrecke ergibt, sowie der Zustimmung zur Errichtung 
durch den Betreiber der Richtfunkstrecke.

LBM, Lärmschutz
• Es ist sicherzustellen, dass den Straßengrundstücken sowie den straßeneigenen Entwässerungsanlagen der L 

356 (mit Rad- und Gehweg) kein Oberflächen- bzw. sonstiges Wasser zugeleitet wird (auch nicht über die 
Erschließungsstraßen) und deren Abläufe nicht behindert werden. 

• Gegen den Baulastträger der Landesstraße können keinerlei Forderungen in Bezug auf Immissionsschutz (ins-
besondere Lärm) gestellt werden.

Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist im Bauamt der Verbandsgemeinde 
Bruchmühlbach-Miesau möglich.


